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Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025 
Antrag der Fraktion der FDP vom 14.10.2025 „Polizeiliche Schuss­
abgabe in Arnsberg" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­
sende ich den schriftlichen Bericht zu dem Tagesordnungspunkt - ,,Poli­
zeiliche Schussabgabe in Arnsberg". 

Mit freundlichen Grüßen 

l 

l. 1"". Oktober 2025 
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Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Polizeiliche Schussabgabe in Arnsberg" 

Antrag der Fraktion der FDP vom 14.10.2025 

Zu dem die Antragstellung betreffenden Einsatz der Polizei mit polizeili­
chem Schusswaffengebrauch am 11.10.2025 in Arnsberg hat mir das Mi­
nisterium der Justiz mit Schreiben vom 23.10.2025 folgende Informatio­
nen zur Verfügung gestellt: 

,,Der leitende Oberstaatsanwalt in Arnsberg hat dem Ministerium der Jus­
tiz unter dem 22.10.2025 im Wesentlichen Folgendes berichtet, wobei 
zum Schutz von Persönlichkeitsrechten von einer Wiedergabe des in dem 
Bericht genannten Namenskürzels des Tatverdächtigen abgesehen wird: 

,Am frühen Nachmittag des 11. 10. 2025 randalierte der 40-jährige 
Tatverdächtige ( ... ) mit einer Eisenstange auf der Giemens-Au­
gust-Straße in Arnsberg und richtete zunächst Sachschäden an ei­
nem Gebäude an. Des Weiteren beschädigte er mit der Stange 
drei Einsatzfahrzeuge der herbeigerufenen Polizeikräfte. Auf An­
sprache durch die Polizeibeamten zeigte er sich aggressiv und be­
drohte die Beamten, indem er wiederholt mit der erhobenen Eisen­
stange auf Einsatzkräfte zulief. Auch mehrere Warnschüsse führ­
ten nicht zum Ablegen der Stange. Als der Tatverdächtigte trotz 
Abgabe der Warnschüsse erneut mit der erhobenen Stange einen 
Polizeibeamten bedrohte und diesem nach den bislang vorliegen­
den Aussagen der an dem Einsatz beteiligten Polizeibeamten sehr 
nahekam, wurde er durch einen Schuss in das rechte Bein hand­
lungsunfähig gemacht. Er befindet sich derzeit in ärztlicher Be­
handlung. Es besteht keine Lebensgefahr. 

Ob die mehrfache Schussabgabe - insgesamt sind nach derzeiti­
gem Stand der Ermittlungen sieben Schüsse abgegeben worden -
gerechtfertigt war, ist Gegenstand des gegen drei Polizeibeamte, 
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die von der Schusswaffe Gebrauch gemacht haben, eingeleiteten 
Ermittlungsverfahrens wegen Körperverletzung im Amt. 

Gegen den Verletzten ist ein gesondertes Ermittlungsverfahren 
wegen Bedrohung u. a. eingeleitet worden. 

Die Ermittlungen in beiden Verfahren dauern an.' 

Der Generalstaatsanwalt in Hamm hat dem Ministerium der Justiz unter 
dem 22.10.2025 u. a. mitgeteilt, gegen die Sachbehandlung des leiten­
den Oberstaatsanwalts in Arnsberg keine Bedenken zu haben." 

Zur Durchführung der polizeilichen Ermittlungen ist eine Ermittlungskom­
mission der Kreispolizeibehörde (KPB) Dortmund eingesetzt. Das Lan­
desamt für Zentrale Polizeiliche Dienste Nordrhein-Westfalen (LZPD 
NRW) hat die Kreispolizeibehörde (KPB) des Hochsauerlandkreises mit 
Verfügung vom 17.10.2025 zur Durchführung einer Einsatznachbereitung 
aufgefordert. In diesem Zusammenhang sind insbesondere hinsichtlich 
der Feststellung des detaillierten Einsatzverlaufs auch in zeitlicher wie 
taktischer Hinsicht die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen abzuwarten. 
Eine abschließende einsatzfachliche Bewertung kann insoweit derzeit 
nicht erfolgen. Hinsichtlich des Einsatzes von Distanzelektroimpulsgerä­
ten (DEIG) gilt generell, dass diese grundsätzlich nicht zur Bewältigung 
von dynamischen Lagen im Kontext von Bedrohungen oder Angriffen mit 
Hieb-, Stich-, Schnitt- oder Schusswaffen geeignet sind. 

Die Evaluation des Einsatzes von DEIG besteht aus drei wissenschaftli­
chen Gutachten unterschiedlicher Disziplinen. Das medizinische Gutach­
ten ist den Mitgliedern des Innenausschusses am 07.11.2024 durch Herrn 
Professor Dr. Stevens vorgestellt worden. Seit wenigen Wochen liegen 
dem Ministerium des Innern auch die mehrere hundert Seiten umfassen­
den, weiteren Gutachten - namentlich das einsatztaktisch-technische so­
wie das sozialwissenschaftliche Gutachten - vor. Die beiden sehr um­
fangreichen Gutachten werden derzeit durch die Fachabteilung ausge­
wertet und deren Vorstellung für die Mitglieder des Innenausschusses -
analog zum Verfahren beim medizinischen Gutachten - durch die Auto­
rinnen und Autoren terminlich sowie inhaltlich vorbereitet. Die Entschei­
dung über das weitere Vorgehen schließt sich an die parlamentarische 
Behandlung an. 
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Der Haushaltsentwurf 2026 sieht daher grundsätzlich noch keine Mittel 
für den Erwerb von DEIG vor. Davon unabhängig erfolgt der Ersatz ein­
zelner, unbrauchbar gewordener Geräte. 
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